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Der Rendsburger Schulschwänzer-Fall

 

(Foto von Arne List, Wikipedia.)1

Die protzige Moschee in Rendsburg ist nicht nur die größte 
Moschee in Schleswig-Holstein, sondern auch der größte 
architektonische Schandfleck in ganz Norddeutschland.

„Der kleine Schulschwänzer.“ 2

Von Anton Ebert (1845-1896),
 Wien, 1885.

1 x Moschee geschwänzt,
= 300,00 Euro Bußgeld?

Eine Verteidigerschrift für die breite Öffentlichkeit.
Von Rechtsanwalt Alexander Heumann

Fachanwalt für Familienrecht

© 2016
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Der Rendsburger Schulschwänzer-Fall

Z u m   S a c h v e r h a l t :

I.

In der schleswig-holsteinischen Klein- und Kreisstadt Rendsburg mit ungefähr 27.000 
Einwohnern gibt es eine „Eckernförder Straße“, und dort liegt mit der Hausnummer 
„58 b-d“ – oder mit anderen Worten: „mit den Hausnummern von 58b bis 58d“ – das 
städtische Gymnasium „Kronwerk“. 

Diese  Schule  wurde  1974  als  drittes  Rendsburger  Gymnasium  vom  Kreis 
Rendsburg-Eckernförde gegründet. Das Schulgelände befindet sich auf dem Teil der 
ehemaligen  Festung  Rendsburg,  der  wegen  seiner  charakteristischen  Form 
„Kronwerk“ hieß. Name und Logo der Schule erinnern daran.3 Zum pädagogischen 
Leitbild  der  städtischen  –  und  deshalb  zur  religiösen,  Neutralität  verpflichteten  – 
Schule bekennen die Verfasser des Schulprogramms: „Das Gymnasium Kronwerk ist 
hinsichtlich  seiner  Bildungs-  und  Erziehungsaufgaben  sowohl  christlich-
humanistischer Bildungstradition  als  auch  einer  modernen  naturwissenschaftlich-
technischen Entwicklung verpflichtet.“4 

Nanu, ist „christlich-humanistisch“ in Deutschland altmodisch und „unmodern“?

In unmittelbarer Nachbarschaft zu dem – unmodernen und modernen – Gymnasium 
„Kronwerk“  von  1974  befindet  sich  die  „Centrum-Moschee“.  Sie  steht  an  der 
Eckernförder Straße 60 und wird von der „Islamischen Gemeinde Rendsburg e.V.“ 
betrieben, die der „Islamischen Gemeinschaft Millî Görüs“ (IGMG) zugeordnet ist.5 

Zitat: „Die Moschee ist Mitglied im ‚Bündnis der Islamischen Gemeinden in Norddeutschland’6 

(BIG). Das Gebäude ist aus gelbem und weißem Backstein erbaut. In der Architektur wurden 
orientalische Stilelemente mit  Anklängen an die norddeutsche Backsteinarchitektur  vereint. 
Die Moschee hat eine Kuppel mit  acht Metern Durchmesser und zwei Minarette mit je 26 
Metern Höhe. Der Gebetsraum ist für rund 200 Personen ausgelegt, die Frauen-Empore bietet 
weiteren 100 Personen Platz.
Das Grundstück  wurde 1998 gekauft,  die  Grundsteinlegung erfolgte  1999.  Mit  erheblicher 
Eigenarbeit soll die Moscheegemeinde die Baukosten auf 800.000 Euro begrenzt haben. Die 
Eröffnung der Moschee fand am 9. Oktober 2009 bei Anwesenheit des damaligen schleswig-
holsteinischen Ministerpräsidenten Peter Harry Carstensen statt.
Neben  dem 150  Quadratmeter  großen  Gebetsraum verfügt  die  Moschee über  zahlreiche 
Infrastrukturräume wie einem Jugendlokal, einen Versammlungsraum, Unterrichtsräume, eine 
Kinderkrippe sowie einen Raum für die Totenwaschung samt Kühlkammer.“7

Über  die  „Millî  Görüs“-Bewegung  und  die  „Islamische  Gemeinschaft  Millî  Görüs“ 
(IGMG)  liegen  dem  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  in  seinem  aktuellen 
„Verfassungsschutzbericht 2015“8 folgende Erkenntnisse vor:

3



Rechtsanwalt und Fachanwalt für Familienrecht
Alexander Heumann · Rathelbeckstraße 313 · 40627 Düsseldorf · Telefon (0211) 1646068 · Telefax (0211) 1646069

URL: http://familien-u-erbrecht.de/ · E-Mail: info@familien-u-erbrecht.de

4



Rechtsanwalt und Fachanwalt für Familienrecht
Alexander Heumann · Rathelbeckstraße 313 · 40627 Düsseldorf · Telefon (0211) 1646068 · Telefax (0211) 1646069

URL: http://familien-u-erbrecht.de/ · E-Mail: info@familien-u-erbrecht.de

II.

Der folgende Text ist ein Großzitat9 mit freundlicher Erlaubnis seines Autors:

„Behörden zwingen Schüler, Moschee zu besuchen“
Von Thomas Böhm

 
Im Norden von Deutschland* offenbart gerade ein Fall  aus dem Schulleben, wie tief  der  
Islam bereits in unser Bildungssystem gedrungen ist.

Eine Lehrerin* wollte mit ihrer Klasse im Rahmen des Geographie-Unterrichts eine Moschee 
besuchen. Die Eltern* stimmten dem aus weltanschaulichen Gründen nicht zu und waren um 
eine einvernehmliche Lösung mit der Schule bemüht. Diese wurde jedoch nicht erreicht, da  
Lehrerin und Schulleiterin dafür kein Verständnis hatten und lapidar auf das Schulgesetz  
verwiesen.

Ein Gespräch mit einer ähnlich denkenden Mutter ergab, daß diese mit dem Besuch ebenfalls  
nicht einverstanden war, jedoch aus Angst vor möglichen Nachteilen klein beigab.

 

Der Fachanwalt für Schulrecht, den der Vater* dazu kontaktierte, gab den Rat das Kind für  
diesen  Tag  krank  zu  melden.  Der  Vater*  aber  lehnte  diese  bequeme  -  und  rechtlich 
fragwürdige Art und Weise, Ärger aus dem Weg zu gehen - ab. Um sicherzustellen, daß sein  
Kind* nicht doch noch gezwungen wird, sah dieser keinen anderen Ausweg, als es für diesen  
Tag  zu  Hause  zu  lassen.  Die  Schule  reagierte  prompt  mit  der  Einleitung  eines  
Ordnungswidrigkeitenverfahrens wegen Verstoßes gegen § 144 SchulG. Darin heißt es: „…
Ordnungswidrig  handelt,  wer  vorsätzlich oder  fahrlässig (…)  nicht  dafür  sorgt,  dass  die  
Schülerin oder der Schüler am Unterricht teilnimmt…“.

In der Anhörung zum Ordnungswidrigkeitenverfahren wandten sich die  Eltern* mit  einer  
detaillierten Begründung an die Bußgeldstelle:

Der  Besuch  der  Moschee  sei  der  Sache  nach  Religionsunterricht,  da  in  einer  Moschee  
Religionsinhalte  vermittelt  würden;  eine  Bezeichnung  als  Informationsveranstaltung  im 
Rahmen des Faches "Geographie" ändere daran nichts. Zudem wirke die auch ansonsten 
breite  Darstellung des  Islam im "Geographieunterricht"  unausgewogen,  aufdringlich  und 
missionarisch.
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Ein  zweiter  Aspekt  sei  die  Sorge  um  die  Sicherheit  für  Leib  und  Leben  ihres  Kindes 
angesichts der vielen Berichte über religiös motivierte Gewalt im Zusammenhang mit dem 
Islam. Keine andere Religion sei in der Vergangenheit so in Erscheinung getreten. Die Zahl  
der  Opfer  gehe  in  die  Tausende.  Zur  Dokumentation  fügten  die  Eltern*  eine  Liste  der  
Verbrechen  bei.  Es  zeige  sich,  daß  es  selbst  in  Ländern  mit  gut  ausgestatteten 
Sicherheitsbehörden nicht  gelänge,  solche Verbrechen zu verhindern.  Warum also sollten 
Eltern ihr Kind zu Menschen schicken, die es als sogenannten Ungläubigen verachten?…

Die Schule hätte die Veranstaltung als fakultativ deklarieren können. Schließlich hatten die  
Eltern die Schule um die Mitteilung eines alternativen Stundenplanes für den betreffenden  
Tag gebeten. Zum Beispiel hätte das Kind ohne großen Aufwand in einer der Parallelklassen 
mitmachen können. Damit wäre allen Ansprüchen genüge getan worden und man hätte allen  
Beteiligten Aufwand und Aufregung ersparen können.

Statt  dessen  wurde  gegen  die  Eltern  ein  Ordnungswidrigkeitenverfahren  wegen  dieses  
einmaligen Falles von Säumnis eingeleitet,  weil  sie  "nicht genügend für den Schulbesuch 
ihres Kindes gesorgt" hätten.

Wird  die  sogenannte  „Religionsfreiheit“10 zugunsten  des  Islam  einseitig  ausgelegt?  
Anscheinend  kennen  die  Schulbehörden  nicht  die  einschlägige  Rechtsprechung  des  
Bundesverfassungsgerichts.  Aufgrund  dessen  ´Kruzifix-Beschluss´  musste  sogar  das  
christliche Kreuz aus einem bayerischen Klassenzimmer entfernt werden – mit Rücksicht auf  
die sog. „negative Religionsfreiheit“ eines anthroposophischen Schülers, der das Kruzifix als  
Zumutung empfunden hatte. Dann aber sollte auch kein Schüler gezwungen werden dürfen,  
eine  Moschee  zu  besuchen;  mit  einer  Weigerung  machen  Schüler  bzw.  deren  Eltern  in  
rechtmäßiger Weise von einem Grundrecht Gebrauch. Das darf folglich nicht mit Sanktionen 
geahndet werden. 
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Würde man das Straf- bzw. Ordnungswidrigkeitenrecht auch dann gegen Eltern in Stellung 
bringen,  wenn  ein  muslimisches  Kind  ein  christliches  Gotteshaus  nicht  betreten  wollte?  
Schulbehörden hatten zum Teil kein Problem damit, wenn muslimische Schüler während des  
Ramadans schulfrei bekommen oder junge Muslime im religiösen Gewissenskonflikt den nicht  
nach Geschlechtern getrennten Schwimmunterricht verweigern. Es gibt sogar Schulen, die  
aus Rücksichtnahme gegenüber Muslimen das Schweinefleisch aus Schulkantinen verbannt  
haben.

Ungeachtet  dessen erhielten die  besorgten Eltern Bußgeldbescheide  über  zweimal  178,50  
Euro. Nach fristgerechtem Einspruch hiergegen, wird sich nun RA Alexander Heumann von  
der Bürgerbewegung Pax Europa e.V. der Angelegenheit annehmen.

* Namen und Adressen liegen der Redaktion vor.

III.

Der  Sachverhalt  ist  insoweit  unter  den  Ziffern  I  und  II  zutreffend  beschrieben, 
erklärend  sei  nur  hinzugefügt,  daß  das  Bußgeld  gegen  die  Mutter  150,00  Euro 
beträgt,  ebenso  hoch  ist  das  Bußgeld  gegen  den  Vater,  die  darüber  hinaus 
gehenden  Teilbeträge  (zweimal  28,50  Euro  sind  keine  Bußgelder,  sondern 
Verwaltungsgebühren und Auslagen). Das Kind ist sanktionslos geblieben.

Z u r   R e c h t s l a g e :

I.

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) gilt bundesweit. § 47 OWiG hat 
folgenden Wortlaut:

Vor diesem Hintergrund ist es schon befremdlich, daß die Schulleiterin den Eltern 
mitteilte,  „muss  ich  [...]  ein  Ordnungsdwidrigkeitenverfahren  gegen  Sie  einleiten“, 
denn das Gegenteil  ist der Fall: Die Schulleiterin „mußte“ nicht, sondern sie hatte 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen, ob der geschwänzte Moschee-Besuch 
überhaupt  bei  der  Bußgeldbehörde –  Kreisverwaltung,  Der  Landrat  –  von Amtes 
wegen angezeigt werden „durfte“!
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Ordnungswidrigkeiten sind im Gegensatz zu Straftaten nämlich keine Offizialdelikte, 
welche von Amtes wegen verfolgt werden „müssen“, vielmehr gilt  der sogenannte 
Opportunitätsgrundsatz,  wonach  die  Ordnungswidrigkeit  verfolgt  werden  „kann“, 
wenn dies nach pflichtgemäßen Ermessen geboten ist.

So gesehen stört das Wort „muss“ in der Mitteilung über die Anzeige genau so wie 
die fehlende Erklärung, warum die einmalige – und gut begründete (siehe unten) – 
Nichtteilnahme beim Ausflug der Erdkundeklasse sanktionswürdig sein sollte. Für ein 
gutes  und  vertrauensvolles  Verhältnis  der  Schulleiterin  zu  dem  Schüler  oder  zu 
seinen Eltern spricht das natürlich nicht.

II.

§ 26 Abs. 1 Nr. 1 des Schleswig-Holsteinischen Schulgesetzes (Schulgesetz – 
SchulG) hat folgenden Wortlaut:

* * *

§ 144 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 SchulG haben folgenden Wortlaut:

[...]

* * *
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III.

Darüber hinaus gibt es für jedes Schulfach einen Lehrplan, der keine rechtliche Norm 
darstellt, und nach allgemeinem Verständnis nicht einmal eine Verwaltungsvorschrift 
oder  -anweisung  ist  für  die  Lehrerinnen  und  Lehrer  oder  Lehrenden  und 
Schülerinnen und Schüler oder Lernenden, wie es in den Regelwerken des Landes 
Schleswig-Holstein  gerne und umständlich formuliert  wird,  der  Gender-Unfug läßt 
schön grüßen! 

Lehrpläne  sind  vor  allem  ein  wichtiges  Mittel  zur  Umsetzung  bildungspolitischer 
Ziele.  In  Schleswig-Holstein  sind  die  Lehrpläne  für  die  Sekundarstufe  I 
schulartübergreifend  angelegt  und  gelten  in  der  Regel  für  alle  Schularten.  Die 
Lehrpläne  wurden  mit  Erlaß  vom  30.  April  1997  zum  Schuljahr  1997/1998  vom 
Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur in Kraft gesetzt.11 Der 
Lehrplan  „Erdkunde“12 umfaßt  44  Seiten,  unterteilt  in  „Grundlagen“  (pp.  4-13)13, 
„Fachliche Konkretionen“ (pp. 15-38) und einen „Anhang“. Das Wort „Islam“ kommt – 
auch als Wortbestandteil (zum Beispiel „Islamische“) – in dem Lehrplan „Erdkunde“ 
insgesamt acht mal vor: 

 

Themen:
1. Der Orient - Machtfaktoren Wasser und Erdöl

Inhalte:
– Islamische Lebensformen

(p. 25)

In den meisten Staaten des Orients werden Kultur, Politik, Wirtschaft und Rechtsprechung von 
den Grundsätzen der islamischen Religion bestimmt.
Der  Islam  und westliche Wertvorstellungen liegen im Widerstreit um die Ausgestaltung der 
Prinzipien  der  Gleichstellung  von  Mädchen und  Jungen,  Frauen  und  Männern  sowie  der 
politischen Partizipation. [...]
Die Kenntnis des  islamisch  geprägten Orients führt  zum besseren Verständnis der Kultur 
eines uns benachbarten Raumes, der vielfältig mit Europa und der Welt verflochten ist. 

(p. 33)
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Vermittlung von Kompetenzen
• Kenntnisse von den Lebensbedingungen der Menschen in der islamischen Gesellschaft

Inhalte
- Der große Wüstengürtel der Erde
- Islamische Lebensformen
- Stadt im Wandel
- Tradition unter Druck: Die Rolle der Frau
- Säkularer Staat und Re-Islamisierung
- Minderheiten

(p. 34)

(p. 35)
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Zur  Vergleichung:  Die  Wörter  "Christ"  und  "Kirche"  kommen  in  dem  Lehrplan 
"Erdkunde" natürlich überhaupt nicht vor. 

Vor allem drängen sich drei Fragen auf: 

1.)  Wie  erschließt  sich  einem  13-jährigen  Kind  das  Thema  „Der  Orient  - 
Machtfaktoren  Wasser  und  Erdöl“ durch  den  Besuch  einer  Moschee  in  einer 
norddeutschen  Kleinstadt,  zumal  der  Islam  im  „Orient“14 genauso  uneinheitlich 
(Sunniten, Schiiten und Ibaditen)15 etabliert ist wie die christlichen Kirchen (lateinisch, 
orthodox), Glaubensgemeinschaften und Sekten in aller Welt?

2.) Wie erschließen sich dem 13-jährigen Kind „Islamische Lebensformen“ in der 
Türkei, Afghanistan, dem Nahen oder Mittleren Osten und in Nordafrika oder was 
auch immer unter dem „Orient“16 vorstellbar ist, durch den Besuch einer Moschee in 
Schleswig-Holstein?

3.) Ist, seitdem die Lehrpläne mit Erlaß vom 30. April 1997 zum Schuljahr 1997/1998 
in Kraft gesetzt wurden, den verfassungstreuen Beamten und Beamtinnen, Lehrern 
und Lehrerinnen des Landes Schleswig-Holstein noch nie in den Sinn gekommen, 
daß der 1995 in Kerpen gegründete Verein „IGMG“ und seine inzwischen erbauten 
Moscheen eher unter dem Gesichtspunkt einer Bedrohung für die freiheitliche und 
demokratische Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland im Politik- oder 
Staatskunde-Unterricht  betrachtet  –  und  nicht  im  Erdkunde-Unterricht  besucht  – 
werden sollten?

V e r t e i d i g u n g s l i n i e n :

I.

Vermutlich  war,  als  die  Lehrpläne  mit  Erlaß  vom  30.  April  1997  zum  Schuljahr 
1997/1998  in  Kraft  gesetzt  wurden,  der  Besuch  einer  Moschee  noch  genauso 
harmlos  oder  exotisch  wie  der  Besuch  eines  Museums  für  Völkerkunde,  aber 
seitdem ist viel Wasser den Rhein herunter geflossen, und die Zeiten haben sich 
geändert.

Oder steht der Vorschlag zum „Besuch [....] einer Moschee“ im Zusammenhang mit 
den „Anregungen für fächerübergreifendes Arbeiten“, zum Beispiel „Ev. Religion“?

Allerdings ist die erste Verteidigungslinie viel einfacher.

§ 26 Abs. 1 Nr. 1 SchulG enthält nämlich mehrere Gebote:

(1) Eltern haben
1. dafür zu sorgen, dass sich die Schülerin oder der Schüler in ihrem oder seinem 

Sozialverhalten  dahingehend entwickelt,  dass  sie  oder  er  zu  einer  Teilnahme am 
Schulleben befähigt wird und die Schülerin oder der Schüler am Unterricht und an 
sonstigen Schulveranstaltungen teilnimmt sowie die Pflichten als Schülerin oder 
Schüler erfüllt,“ 

2. [...].
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§ 144 Abs. 1 Nr. 3 SchulG sanktioniert aber  nicht alle denkbaren Gebotsverstöße, 
sondern nur die Nichtteilnahme am Unterricht:

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
[...]
3. entgegen § 26 Absatz 1 Kinder oder Jugendliche nicht zum Schulbesuch anmeldet 
oder  nicht  dafür  sorgt,  dass  die  Schülerin  oder  der  Schüler  am  Unterricht 
teilnimmt, oder  den  zur  Durchführung  der  Schulgesundheitspflege  erlassenen 
Anordnungen nicht nachkommt,

Deshalb kommt es primär darauf an, ob der Besuch einer Moschee zum „Unterricht“ 
oder zu den „sonstigen Schulveranstaltungen“ gehört. 

Nach Aktenlage sieht es so aus: 

Am 10. Juli 2016 schrieb die Schulleiterin in einer E-Mail an den Vater des Kindes: 
„Frau  [NN]  berichtete  mir,  dass  Sie  Ihren  Sohn  [NN]  im  Rahmen  des 
Geographieunterrichts nicht mit in die Moschee gehen lassen möchten. [...]“

Am selben Tag schrieb die Fachlehreri an ihre Schüler und die Eltern der Kinder:

Dagegen  schrieb  der  Landrat  in  seiner  Anhörung  vom 27.  Juli  2016:  „Bei  dem 
Moscheebesuch handelte es sich um eine Informationsveranstaltung.“ 

Im  Bußgeldbescheid  vom  9.  August  2016  schrieb  derselbe  Landrat:  „Bei  dem 
Moscheebesuch handelte es sich nicht um Religionsunterricht. Die Schulleitung 
wies darauf hin, dass es sich um eine rein informative Schulveranstaltung handle.“ 

Und in einem späteren Schreiben vom 7. September 2016 erklärt der Landrat, „dass 
es  sich  bei  dem  Besuch  der  Moschee  lediglich  um  eine  informative 
Schulveranstaltung im Rahmen des Geographieunterrichts handelt“.

Im Rahmen des  gerichtlichen  Verfahrens  muß geklärt  werden,  ob  der  Moschee-
Besuch  regulärer  „Unterricht“  oder  eine  sonstige  Schulveranstaltung  war,  denn 
ordnungswidrig  handelt  nur (Sic!), „wer  vorsätzlich  oder  fahrlässig [...]  nicht 
dafür sorgt, dass [...] der Schüler am Unterricht teilnimmt“ (§ 144 Abs. 1 Nr. 3 
SchulG). 

Die  Nichtteilnahme  an  „sonstigen  Schulveranstaltungen“  ist  nicht  ordnungswidrig, 
das ergibt sich aus dem ganz eindeutigen Wortlaut des Gesetzes.

Die Eltern sind deshalb freizusprechen.
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II.

Nur vorsorglich wird auch eine zweite  Verteidigungslinie aufgebaut.  Sie  folgt  den 
sachlichen Argumenten der Eltern, und erfreulicherweise findet sich auch dafür eine 
Grundlage im Lehrplan „Erdkunde“:17

Die Ausgangslage ist also durch eine gegenseitige Unterstützung, Ergänzung und 
Mitwirkung von Schule und Eltern bei der Erziehung des Kindes geprägt, und dabei 
haben die Eltern – insbesondere was die religiöse und weltanschauliche Erziehung 
betrifft – fraglos die Grundrechte als Abwehrrechte auf ihrer Seite (Artikel. 2 Abs. 1 
und 2 Satz 1, Artikel 3 Abs. 3 Satz 1, Artikel 4 Abs. 1, Artikel 6 Abs. 1 und 2 Satz 1, 
Artikel 7 Abs. 2 GG).

Die Eltern und das Kind gehören keiner Glaubensgemeinschaft an und vertreten die 
Auffassung,  daß man niemanden gegen seinen freien Willen zum Betreten eines 
Sakralbaues zwingen kann. 

Wörtlich erklärten die Eltern:

13
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Darüber  hinaus  haben  die  Eltern  –  zuerst  gegenüber  der  Schule  und  später  im 
Bußgeldverfahren – ihre begründete Sorge um Leib und Leben ihres Kindes zum 
Ausdruck  gebracht  („angesichts  der  bekannt  gewordenen Attentate mit  Bezug zu 
islamischen Gläubigen“).18

Die Frage ist beeindruckend: 

„Warum sollten wir unser Kind zu Menschen schicken, die es als sogenannten 
Ungläubigen verachten?“

Sie kann nicht mit einem billigen Hinweis auf die „Schulpflicht“ beantwortet werden.
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Vielmehr muß man die Überschrift des § 26 SchulG 

(„Verantwortung für den Schulbesuch“)

und die – lehrplanmäßige – gegenseitige Unterstützung, Ergänzung und Mitwirkung 
von Schule und Eltern bei der Erziehung des Kindes im vorliegenden Einzelfall so 
auslegen, daß es für die Eltern  „unverantwortlich“ war,  ihr Kind „zu Menschen 
[zu] schicken, die es als sogenannten Ungläubigen verachten“!

Wenn man außerdem die zahlreichen Formen der Schulverweigerung19 betrachtet, 
muß man feststellen, daß der sachlich begründete und deshalb berechtigte Wunsch 
der Eltern, ihr Kind von dem Besuch einer Moschee zu befreien, nicht mit der ratio 
des Gesetzes korrespondiert. 

Sinn  und  Zweck  der  §§  26  und  144  SchulG  ist  es  nämlich,  die  grundsätzliche, 
wiederholte  oder  dauernde  Schulverweigerung  zu  unterbinden  bzw.  den 
regelmäßigen  und  ordentlichen  Schulbesuch  sicherzustellen,  nicht  aber  eine  im 
Einzelfall  – im Dissens mit  der Schulleitung von den Eltern allein verantwortete – 
Befreiung vom Unterricht oder von einer Schulveranstaltung zu sanktionieren. 

Aus Sicht der Eltern war die von ihnen verlangte Abwesenheit ihres Kindes bei dem 
Moschee-Besuch gut begründet und deshalb entschuldigt:

Vor dem Hintergrund der gegenseitigen Unterstützung, Ergänzung und Mitwirkung 
von  Schule  und  Eltern  bei  der  Erziehung  des  Kindes  und  im  Hinblick  auf  ein 
gedeihliches Zusammenwirken in den zukünftigen Schuljahren hätte die Schulleiterin 
das  Kind  von  dem  Moschee-Besuch  antragsgemäß  befreien  oder  beurlauben 
müssen, statt die – einseitige, aber gemäß § 16 OWiG gerechtfertigte – Befreiung, 
oder Beurlaubung durch die Eltern beim Landrat anzuzeigen.

Die  Eltern  handelten  jedenfalls  nicht  vorwerfbar  (§  1  Abs.  1  OWiG),  weil  ihre 
Handlung,  nämlich  die  ausnahmsweise  und  einmalige  Schulverweigerung  ein 
angemessenes Mittel war, um die Gefahr einer Grundrechtsverletzung von ihrem 
Kind abzuwenden (§ 16 OWiG). 

Die Eltern sind deshalb freizusprechen.
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